Kürzung von Hartz IV-Leistungen wegen Neuberechnung des Warmwasser-Anteils - Familien besonders betroffen

Seit 2009 hat sich die Regelung zur Berechnung des Warmwasser-Anteils für Hartz IV-Betroffene geändert, leider oft zu ihren Ungunsten. (vgl. Informationen zur Änderung der Berechnung des Warmwasser-Anteils aus der Heizkosten-Vorauszahlung, Arge 2009)

Die Grundlage für die Neuberechnung ist das Urteil des Bundessozialgerichtes vom 27.02.2008. Das BSG legt mit seiner Entscheidung fest, das nicht wie bisher die Kosten für Warmwasser-Bereitung in Pauschalen in Höhe von 18% der Heizkosten bemessen werden können. Geurteilt wurde in diesem Urteil über einen Fall, in dem die Wohnung ohne Warmwasserzähler war. 

Das Urteil des BSG enthält trotzdem allerdings zwei Berechnungsvarianten:

1. Können die Kosten der Warmwasser-Bereitung nicht konkret durch einen Zähler erfasst werden, sind in Zukunft 30% des im Regelsatz enthaltenen Anteils für Haushaltsenergie dafür anzusetzen. Der Anteil an Haushaltsenergie im Regelsatz beträgt 22,11 € (seit 01.07.2008). Danach ergeben sich folgende Warmwasseranteile:

6,63 € Alleinstehenden (100%)

5,97 € Partner (Mischregelsatz je 90%)

5,30 € bei einem Haushaltsangehörigen über 14 Jahren (80%) und 

3,98€ bei einem Haushaltsangehörigen unter 14 Jahren (60%).

2. Ist es über technische Vorrichtungen (z. B. Zähler) möglich, die Kosten für Warmwasserbereitung konkret zu erfassen, so sind auch diese konkreten Kosten von den geltend gemachten Kosten der Heizung abzuziehen. Das Bundessozialgericht legte dies in dem Urteil fest, ohne im Einzelfall zu prüfen, ob eine solche Regelung gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz verstößt oder angesichts der gestiegenen Energiekosten zur Unterschreitung des Existenzminimums führen kann. 

In München erleben MitarbeiterInnen der Beratungsstellen zur Zeit, dass bei ihren KlientInnen  die tatsächlichen Kosten des Warmwassers angerechnet werden, weil in ihren Wohnungen ein Zähler für Warmwasser ist. Angesichts der Preissteigerungen im Energiebereich sind diese Kosten gerade auch bei Familien im Vergleich zum Vorjahr sehr viel höher( vgl. beigefügte Rechnungen). Die Betroffenen müssen
unter ihrem Existenzminimum leben. Durch die beschlossenen Erhöhungen der Regelsätze für alle und die spezielle Erhöhung für Kinder können diese Kosten nicht aufgebracht werden.  

Wir fordern die Arge in München auf, eventuell gemeinsam mit der Bundesagentur für Arbeit zu überprüfen, ob nicht die gewählte Berechnungsart durch eine verfassungskonforme Auslegung des Urteils des Bundessozialgerichtes geändert werden kann.








